
Schriftliche Anfrage
der Abgeordneten Kerstin Celina BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 17.12.2018

Beantragung von Schwerbehindertenausweisen in Bayern

Ab einem Grad der Behinderung von mindestens 50 können behinderte Menschen ei­
nen Schwerbehindertenausweis beantragen. Der Schwerbehindertenausweis ist Vo­
raussetzung dafür, dass behinderte Menschen die ihnen zustehenden Nachteilsaus­
gleiche und Rechte geltend machen können. 

Vor diesem Hintergrund frage ich die Staatsregierung:

1.1	 Wie viele Menschen in Bayern sind im Besitz eines Schwerbehindertenauswei­
ses (bitte aufschlüsseln nach dem Grad der Behinderung)?

1.2	 Wie vielen Menschen wurde zusätzlich ein Merkzeichen zuerkannt (bitte nach 
den unterschiedlichen Merkzeichen aufschlüsseln)?

1.3	 Wie viele Anträge auf erstmalige Feststellung eines Grades der Behinderung und 
Feststellung eines Merkzeichens wurden in den vergangenen zehn Jahren ge­
stellt?

2.1	 Wie viele Anträge auf erstmalige Feststellung eines Grades der Behinderung und 
Feststellung eines Merkzeichens wurden in den vergangenen zehn Jahren durch 
die zuständigen Stellen beim Zentrum Bayern Familie und Soziales (ZBFS) ab­
gelehnt?

2.2	 Wie viele Widersprüche gegen ablehnende Bescheide des ZBFS wurden in den 
vergangenen zehn Jahren durch die betroffenen Menschen mit Behinderung ein­
gelegt?

2.3	 Welchen Trend erkennt die Staatsregierung bei der Beantragung von Behinder­
tenausweisen in den letzten zehn Jahren in Bayern?

3.1	 Wie viele Verfahren waren in den vergangenen zehn Jahren wegen der Nichtan­
erkennung einer Schwerbehinderung oder eines besonderen Merkzeichens vor 
bayerischen Sozialgerichten anhängig?

3.2	 In wie vielen Fällen wurde dem Anliegen der Kläger stattgegeben?
3.3	 In wie vielen Fällen wurde die Klage negativ beschieden?

4.1	 Erwartet die Staatsregierung anhand der demografischen Entwicklung in Bayern, 
dass es in den nächsten Jahren zu einer verstärkten Beantragung von Schwer­
behindertenausweisen kommen wird?

4.2	 Welche Maßnahmen empfiehlt die Staatsregierung, um auf eine zukünftig verän­
derte Bedarfslage zu reagieren (z. B. vermehrt Behindertenparkplätze auszuwei­
sen in den Kommunen entlang der Fußgängerzonen)?

4.3	 Hält die Staatsregierung eine Überarbeitung der zugrunde liegenden Regelun­
gen für sinnvoll, um die Beantragung eines Schwerbehindertenausweises zu er­
leichtern?

5.1	 In welchen Fällen kommt es zu einer Herabstufung bzw. Erhöhung eines Grades 
der Behinderung?

5.2	 In welchen Fällen kommt es zu einer Aberkennung von Merkzeichen?
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5.3	 Welchen Trend erkennt die Staatsregierung bei der An- bzw. Aberkennung der 
Merkzeichen aG (außergewöhnlich gehbehindert) und g (gehbehindert)?

6.1	 In welchen Fällen ist mit dem Ausweis für schwerbehinderte Menschen auch das 
Recht auf eine unentgeltliche Beförderung im öffentlichen Personennahverkehr 
verbunden?

6.2	 Hat die „Beantragung eines Schwerbehindertenausweises“ als Thema für Peti­
tionen im sozialpolitischen Bereich eine vergleichsweise hohe Bedeutung?

6.3	 Konnte die Staatsregierung in den vergangenen drei Jahren Petenten helfen, 
indem den mit diesem Thema zusammenhängenden Petitionen stattgegeben 
werden konnte?

7.1	 Kommt es insbesondere bei geistig behinderten Menschen vergleichsweise häu­
fig mit dem Erreichen der Volljährigkeit zu einer Herabstufung beim Grad der 
Behinderung?

7.2	 Falls ja, wo liegen die Ursachen und Begründungen für diese Herabstufung bei 
Eintritt der Volljährigkeit?

7.3	 In wie vielen Fällen haben behinderte Menschen selbst in den letzten zehn Jah­
ren in Bayern eine Neufeststellung des Grades der Behinderung beantragt?

8.1	 In wie vielen Fällen wurden in den vergangenen zehn Jahren statt der unent­
geltlichen Beförderung im ÖPNV Ermäßigungen bei der Kraftfahrzeugsteuer in 
Anspruch genommen?

8.2	 In wie vielen Fällen wurde in den vergangenen zehn Jahren ein Ausweis zur Nut­
zung von Behindertenparkplätzen beantragt?

8.3	 In wie vielen Fällen wurde in den vergangenen zehn Jahren eine Befreiung von 
den Rundfunkgebühren gewährt?

Antwort
des Staatsministeriums für Familie, Arbeit und Soziales nach Einbindung des 
Staatsministeriums der Finanzen und für Heimat und des Staatsministeriums des 
Innern, für Sport und Integration sowie des Zentrums Bayern Familie und Sozia-
les
vom 28.01.2019

1.1	 Wie viele Menschen in Bayern sind im Besitz eines Schwerbehindertenaus-
weises (bitte aufschlüsseln nach dem Grad der Behinderung)?

Die Anzahl der Menschen in Bayern, die im Besitz eines Schwerbehindertenausweises 
sind, lässt sich der nachstehenden Tabelle entnehmen. Die Daten beziehen sich dabei 
auf den Stand 31.12.2018 (GdB = Grad der Behinderung):

GdB Anzahl

50 413.561

55 17

60 183.506

65 14

70 117.189

75 4
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GdB Anzahl

80 132.717

85 4

90 55.370

100 262.462

Gesamt 1.164.844

Nach § 152 Abs. 1 Satz 5 Sozialgesetzbuch (SGB) Neuntes Buch (IX) wird der Grad der 
Behinderung in Zehnergraden festgestellt. Die gelisteten Schwerbehindertenausweise 
mit Fünfergraden resultieren aus einer Übernahme der Entscheidung anderer Stellen 
nach § 152 Abs. 2 SGB IX.

1.2	 Wie vielen Menschen wurde zusätzlich ein Merkzeichen zuerkannt (bitte 
nach den unterschiedlichen Merkzeichen aufschlüsseln)?

Insgesamt besitzen 541.571 Personen einen gültigen Schwerbehindertenausweis mit 
mindestens einem Merkzeichen. Die Häufigkeit der einzelnen Merkzeichen lässt sich 
nachfolgender Tabelle entnehmen:

Merkzeichen Anzahl

G 508.408

B 301.605

aG 98.158

H 135.010

RF 121.851

Gl 8.284

Bl 12.295

TBl 151

1.Kl 281

In der Tabelle wurden nur diejenigen Personen mit zuerkannten Merkzeichen berück­
sichtigt, die zugleich im Besitz eines gültigen Schwerbehindertenausweises sind. Per­
sonen, die noch keinen bzw. keinen gültigen Ausweis mehr haben oder die auf die 
Ausstellung eines Ausweises verzichtet haben, wurden nicht berücksichtigt. Die Daten 
beziehen sich auf den Stand 31.12.2018.

1.3	 Wie viele Anträge auf erstmalige Feststellung eines Grades der Behinde-
rung und Feststellung eines Merkzeichens wurden in den vergangenen 
zehn Jahren gestellt?

Im Zeitraum 2009 bis 2018 wurden in Bayern 1.136.444 erstmalige Anträge auf Fest­
stellung einer Behinderung (GdB oder Merkzeichen) gestellt. Es wird in der Statistik des 
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ZBFS nicht danach unterschieden, ob sich ein Antrag bzw. eine Klage nur auf den GdB, 
nur auf Merkzeichen oder auf beides bezieht.

Die Antwort auf diese und auf Frage 2.1 bezieht sich nur auf Erstanträge. Sie bezieht 
sich nicht auf die erstmalige Beantragung von einzelnen Merkzeichen bei bereits erfolg­
ter anderer Feststellung.

2.1	 Wie viele Anträge auf erstmalige Feststellung eines Grades der Behinde-
rung und Feststellung eines Merkzeichens wurden in den vergangenen 
zehn Jahren durch die zuständigen Stellen beim Zentrum Bayern Familie 
und Soziales (ZBFS) abgelehnt?

Im Zeitraum 2009 bis 2018 wurden in Bayern 106.109 erstmalige Anträge auf Feststel­
lung einer Behinderung vom ZBFS abgelehnt.

2.2	 Wie viele Widersprüche gegen ablehnende Bescheide des ZBFS wurden in 
den vergangenen zehn Jahren durch die betroffenen Menschen mit Behin-
derung eingelegt?

Im Zeitraum 2009 bis 2018 wurden 480.624 Widersprüche gegen Bescheide des ZBFS 
nach § 152 SGB IX eingelegt.

Widersprüche werden nicht nur gegen Ablehnungsbescheide eingelegt. Es wird auch 
gegen positive Bescheide Widerspruch eingelegt. Dies kommt sowohl in Fällen vor, in 
denen der Antragsteller kein Antragsziel angegeben hat, als auch in Fällen, in denen 
das von ihm angegebene Ziel vollumfänglich erreicht wurde. Die Statistik weist nur die 
Zahl der Widersprüche insgesamt aus und differenziert nicht nach der Ausgangssitua­
tion.

2.3	 Welchen Trend erkennt die Staatsregierung bei der Beantragung von Be-
hindertenausweisen in den letzten zehn Jahren in Bayern?

Die Entwicklung bei Erstanträgen stellt sich wie folgt dar:

Von 2010 bis 2015 sind die Antragszahlen stetig gefallen (um rund 11,5 Prozent). 2016 
und 2018 kam es jeweils zu einem Anstieg. Bei den Zahlen für 2017 und 2018 ist zu 
berücksichtigen, dass es in der Folge einer im 2. Halbjahr 2017 erfolgten Einführung 
einer neuen Software im ZBFS zu einer Verzögerung bei der Antragserfassung kam, die 
bis Anfang 2018 anhielt. Es wurden daher Anfang 2018 noch zahlreiche Anträge erfasst 
(und in der Statistik dem Jahr 2018 zugerechnet), die bereits 2017 eingegangen waren. 
Die tatsächliche Säule für 2017 würde daher etwas höher ausfallen als in der obigen 
Grafik, die Säule für 2018 etwas niedriger.
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3.1	 Wie viele Verfahren waren in den vergangenen zehn Jahren wegen der 
Nichtanerkennung einer Schwerbehinderung oder eines besonderen Merk-
zeichens vor bayerischen Sozialgerichten anhängig?

Im Zeitraum 2009 bis 2018 wurden 57.753 Klagen gegen Bescheide des ZBFS nach 
§ 152 SGB IX bei den bayerischen Sozialgerichten erhoben.

Bei den Klagezielen kann es sich nicht nur um die Nichtanerkennung der Schwerbe­
hinderteneigenschaft (GdB 50 und höher) oder eines Merkzeichens handeln, sondern 
um jegliche GdB-Erhöhung. Die Statistik des ZBFS differenziert diesbezüglich nicht.

3.2	 In wie vielen Fällen wurde dem Anliegen der Kläger stattgegeben?

Im Zeitraum 2009 bis 2018 endeten 28.750 Klagen gegen Bescheide des ZBFS nach 
§ 152 SGB IX bei den bayerischen Sozialgerichten mit einem vollständigen oder teil­
weisen Erfolg für den Kläger. Im Einzelnen handelte es sich um folgende Erledigungs­
gründe:
–	 25.318 Vergleiche, d. h. teilweiser Erfolg der Klage;
–	 2.314 Anerkenntnisse des ZBFS, d. h. vollständiger Erfolg der Klage;
–	 1.118 Entscheidungen des Gerichts (Urteil oder Gerichtsbescheid). Dabei kann es 

sich um einen vollständigen oder teilweisen Erfolg gehandelt haben; die Statistik des 
ZBFS differenziert diesbezüglich nicht.

3.3	 In wie vielen Fällen wurde die Klage negativ beschieden?

Im Zeitraum 2009 bis 2018 endeten 28.266 Klagen gegen Bescheide des ZBFS nach 
§ 152 SGB IX bei den bayerischen Sozialgerichten ohne Erfolg für den Kläger. Im Ein­
zelnen handelte es sich um folgende Erledigungsgründe:
–	 25.304 Klagerücknahmen;
–	 2.962 Abweisungen der Klage durch das Gericht.
Bei der Differenz von 737 zwischen erhobenen (Frage 3.1) und erledigten Klagen han­
delt es sich um Fälle, die ohne Entscheidung „auf sonstige Weise“ erledigt wurden, z. B. 
weil der Kläger das Verfahren über einen längeren Zeitraum nicht mehr betrieben hat.

4.1	 Erwartet die Staatsregierung anhand der demografischen Entwicklung in 
Bayern, dass es in den nächsten Jahren zu einer verstärkten Beantragung 
von Schwerbehindertenausweisen kommen wird?

Angesichts der demografischen Entwicklung ist davon auszugehen, dass sich der Trend 
bei der Beantragung von Schwerbehindertenausweisen weiter fortsetzt.

4.2	 Welche Maßnahmen empfiehlt die Staatsregierung, um auf eine zukünftig 
veränderte Bedarfslage zu reagieren (z. B. vermehrt Behindertenparkplätze 
auszuweisen in den Kommunen entlang der Fußgängerzonen)?

Ob auf eine zukünftig veränderte Bedarfslage reagiert werden muss, ist für jede Stadt- 
oder Gemeindeverwaltung anhand der örtlichen Gegebenheiten wie steigenden oder 
sinkenden Einwohnerzahlen, Altersstruktur oder der Anzahl entsprechender Einrichtun­
gen (Kliniken, Pflegeheime etc.) im Einzelfall zu beurteilen. Für den Fall, dass die Ge­
meinden anhand der beschriebenen Parameter einen Handlungsbedarf erkennen, ste­
hen den Straßenverkehrsbehörden mit den Mitteln der Straßenverkehrsordnung (StVO) 
ausreichend Möglichkeiten zur Verfügung, um diesem, beispielsweise durch Anordnung 
von Behindertenparkplätzen oder Erteilung von Ausnahmegenehmigungen, individuell 
zu entsprechen. Die Staatsregierung sieht insofern grundsätzlich keinen Bedarf für zu­
sätzliche Maßnahmen. 
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4.3	 Hält die Staatsregierung eine Überarbeitung der zugrunde liegenden Rege-
lungen für sinnvoll, um die Beantragung eines Schwerbehindertenauswei-
ses zu erleichtern?

Aus Sicht der Staatsregierung wäre eine Vereinfachung des Schwerbehindertenrechts 
des Bundes wünschenswert. Der GdB wird in neun Zehnergraden festgestellt, ferner 
gibt es elf Merkzeichen. Daran knüpfen die unterschiedlichsten Nachteilsausgleiche an, 
wobei außer den Zehnergraden 30 und 50 die anderen Zehnergrade jeweils nur gering­
fügige Verbesserungen mit sich bringen.

Würde stattdessen der GdB nur in drei Stufen festgestellt, wäre die Situation für alle 
Beteiligten besser überschaubar und es würden sich zahlreiche Verwaltungsverfahren 
erübrigen.

5.1	 In welchen Fällen kommt es zu einer Herabstufung bzw. Erhöhung eines 
Grades der Behinderung?

5.2	 In welchen Fällen kommt es zu einer Aberkennung von Merkzeichen?

Die medizinischen Voraussetzungen für GdB bzw. Merkzeichen sind in den Versor­
gungsmedizinischen Grundätzen (Anlage zur Versorgungsmedizin-Verordnung –  
VersMedV) geregelt. Wenn sich der Gesundheitszustand so geändert hat, dass sich 
dies auf den GdB bzw. Merkzeichen auswirkt, ist die Feststellung gemäß § 48 SGB X 
entsprechend zu ändern. Dies kann sowohl anlässlich eines neuen Antrags des Betrof­
fenen als auch anlässlich einer von Amts wegen durchgeführten Nachprüfung gesche­
hen.

Ein neuer Antrag ist auf Erhöhung des GdB oder auf Zuerkennung zusätzlicher Merk­
zeichen gerichtet und kann zu diesem Ergebnis führen. In seltenen Fällen kann sich bei 
dessen Prüfung aber auch ergeben, dass sich der Gesundheitszustand mittlerweile ge­
bessert hat (z. B. nach Implantation einer Knie- oder Hüftprothese). Dies kann zu einer 
Herabsetzung des GdB führen.

Eine Nachprüfung von Amts wegen wird angesetzt, wenn eine künftige Besserung 
des Gesundheitszustands in Betracht kommt. Dies ist insbesondere bei Tumorerkran­
kungen der Fall. Wenn diese während des Zeitraums der sogenannten Heilungsbe­
währung (meist fünf Jahre) rezidivfrei verlaufen, gelten die betreffenden Personen als 
geheilt. Der GdB wird dann herabgesetzt. Wenn sich bei einer Nachprüfung von Amts 
wegen ergibt, dass sich der Gesundheitszustand verschlechtert hat, wird der GdB ent­
sprechend erhöht.

5.3	 Welchen Trend erkennt die Staatsregierung bei der An- bzw. Aberkennung 
der Merkzeichen aG (außergewöhnlich gehbehindert) und g (gehbehin-
dert)?

Welche Merkzeichen in welcher Zahl in einem bestimmten Jahr zuerkannt oder entzo­
gen werden, lässt sich nicht auswerten. Angeben lässt sich jedoch die Zahl der Per­
sonen mit einem bestimmten Merkzeichen am 31. Dezember eines Jahres. Verringe­
rungen dieser Personenzahl dürften bei den hier infrage stehenden Merkzeichen nur 
selten auf den Entzug des Merkzeichens zurückzuführen sein, sondern meistens auf 
das Versterben des Betroffenen.
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Die Zahl der Personen mit Merkzeichen „G“ war in den letzten zehn Jahren in etwa 
gleichbleibend (Höchst- und Tiefstwert weichen nur um rund 1,5 Prozent voneinander 
ab).

Der Trend für das Merkzeichen „aG“ war bis 2017 rückläufig (Abnahme um rund 6,5 
Prozent). Der 2018 zu verzeichnende Anstieg ist nach Angaben des ZBFS auf die durch 
das Gesetz zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit Behin­
derungen (Bundesteilhabegesetz – BTHG) vom 23.12.2016 (BGBl. I S. 3234) erfolgte 
Änderung der Definition der außergewöhnlichen Gehbehinderung (Merkzeichen „aG“) 
zurückzuführen. Das BTHG hat klargestellt, dass eine außergewöhnliche Gehbehinde­
rung auch durch Gesundheitsstörungen aus anderen Fachgebieten als dem orthopädi­
schen begründet werden kann. Die Änderung trat zwar schon Ende 2016 in Kraft, hat 
sich aber wegen der 2017 erfolgten Softwareumstellung (siehe Antwort zu Frage 2.3) 
erst ab 2018 in der Verwaltungspraxis des ZBFS ausgewirkt.

6.1	 In welchen Fällen ist mit dem Ausweis für schwerbehinderte Menschen 
auch das Recht auf eine unentgeltliche Beförderung im öffentlichen Perso-
nennahverkehr verbunden?

Ein Recht auf unentgeltliche Beförderung im öffentlichen Personennahverkehr ist mit 
den Merkzeichen „G“, „aG“, „H“, „Bl“ und „Gl“ verbunden. Bei Merkzeichen „B“ wird die 
Begleitperson unentgeltlich befördert. Freifahrtberechtigt sind ferner Schwerkriegsbe­
schädigte und Personen mit Merkzeichen „VB“ oder „EB“, wenn sie am 01.10.1979 
freifahrtberechtigt waren und der GdB mindestens 70 beträgt.

6.2	 Hat die „Beantragung eines Schwerbehindertenausweises“ als Thema für 
Petitionen im sozialpolitischen Bereich eine vergleichsweise hohe Bedeu-
tung?

Das Thema „Beantragung eines Schwerbehindertenausweises“ ist immer wieder Ge­
genstand von Petitionen im Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie.

6.3	 Konnte die Staatsregierung in den vergangenen drei Jahren Petenten hel-
fen, indem den mit diesem Thema zusammenhängenden Petitionen stattge-
geben werden konnte?

Eine Erfolgsstatistik über Petitionen wird erst seit 2018 geführt. In diesem Jahr sind 82 
Petitionen eingegangen. Davon waren 30,5 Prozent erfolgreich, 10 Prozent teilweise 
erfolgreich und 57 Prozent nicht erfolgreich. Über 2,5 Prozent wurde noch nicht ent­
schieden.
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7.1	 Kommt es insbesondere bei geistig behinderten Menschen vergleichswei-
se häufig mit dem Erreichen der Volljährigkeit zu einer Herabstufung beim 
Grad der Behinderung?

7.2	 Falls ja, wo liegen die Ursachen und Begründungen für diese Herabstufung 
bei Eintritt der Volljährigkeit?

Es ist nicht vergleichsweise häufig, dass es insbesondere bei geistig behinderten Men­
schen mit dem Erreichen der Volljährigkeit zu einer Herabstufung des GdB kommt. In 
Einzelfällen kann dies jedoch der Fall sein, wenn sich durch Nachreifung und intensive 
Fördermaßnahmen die Teilhabebeeinträchtigung im Vergleich zur Vorfeststellung we­
sentlich verringert hat.

In anderen Einzelfällen (z. B. bei Trisomie 21) vergrößert sich im Laufe der Zeit der 
Unterschied im Vergleich zu einer Entwicklung eines Menschen ohne Behinderung, 
sodass sich später im Vergleich zur Erstfeststellung (Antragstellung oft bereits nach der 
Geburt) eine Zunahme der Teilhabebeeinträchtigung ergibt und damit ein höherer GdB 
festzustellen ist.

7.3	 In wie vielen Fällen haben behinderte Menschen selbst in den letzten zehn 
Jahren in Bayern eine Neufeststellung des Grades der Behinderung bean-
tragt?

Im Zeitraum 2009 bis 2018 wurden in Bayern 1.313.482 Anträge auf Neufeststellung 
des Grades der Behinderung gestellt. Ob der Antrag vom behinderten Menschen selbst 
oder einem Vertreter gestellt wurde, lässt sich nicht auswerten.

8.1	 In wie vielen Fällen wurden in den vergangenen zehn Jahren statt der un-
entgeltlichen Beförderung im ÖPNV Ermäßigungen bei der Kraftfahrzeug-
steuer in Anspruch genommen?

Nach Angabe des ZBFS verfügten in Bayern mit Stand 31.12.2018 111.557 Personen 
über ein Beiblatt ohne Wertmarke nach § 3a Abs. 3 Schwerbehindertenausweis-Ver­
ordnung (SchwbAwV), welches für die Ermäßigung der Kfz-Steuer benötigt wird. Die 
Steuermäßigung ist bei den Hauptzollämtern zu beantragen.

Bei der Kraftfahrzeugsteuer handelt es sich nach der Finanzverfassung des Grund­
gesetzes um eine reine Bundessteuer, da die Gesetzgebungs-, Ertrags- und Verwal­
tungskompetenz dem Bund obliegen.

Aus diesem Grunde liegen der Staatsregierung keine Erkenntnisse vor, wie viele 
schwerbehinderte Personen die Steuerermäßigung nach § 3a Abs. 2 Kraftfahrzeug­
steuergesetz (KraftStG) in den vergangenen zehn Jahren in Anspruch genommen ha­
ben.

8.2	 In wie vielen Fällen wurde in den vergangenen zehn Jahren ein Ausweis zur 
Nutzung von Behindertenparkplätzen beantragt?

Der Staatsregierung liegen über die Antragszahlen zu Behindertenparkausweisen kei­
ne Informationen vor.

Die Behindertenparkausweise werden von den Straßenverkehrsbehörden ausge­
stellt. Die verschiedenen Arten der Parkerleichterungen für Menschen mit Behinderung 
sind durch den Antragsteller direkt bei den Stadt- und Gemeindeverwaltungen zu bean­
tragen. Die EDV-Ausstattung dieser Stellen hat sich im angefragten Zeitraum von zehn 
Jahren deutlich verändert und unterscheidet sich zwischen den Behörden erheblich. 
Aufgrund des daraus folgenden unterschiedlichen Umgangs mit der Archivierung und 
statistischen Erfassung der entsprechenden Vorgänge sind realistische und verifizier­
bare Zahlen, wenn überhaupt, nur mit einem nicht unerheblichen Aufwand zu ermitteln.

Voraussetzung für den Behindertenparkausweis ist das Merkeichen „aG“ oder „Bl“. 
Am 31.12.2018 hatten in Bayern 103.200 Personen das Merkzeichen „aG“. Darüber 
hinaus hatten weitere 10.125 Personen (ohne Merkzeichen „aG“) das Merkzeichen „Bl“. 
Insgesamt hätten damit 113.325 Personen Anspruch auf einen solchen Parkausweis. 
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Hinzu kommen noch die Personen, die die Voraussetzungen für das sogenannte Bay­
ern-aG erfüllen, deren Zahl aber nicht exakt beziffert werden kann. Es handelt sich um 
rund 20.000 Personen.

Es ist zudem davon auszugehen, dass eine gewisse Anzahl eigentlich berechtigter 
Personen keinen Parkausweis beantragt, z. B. weil sie ihre Wohnung nicht mehr verlas­
sen können oder weil kein Kfz zur Verfügung steht, mit dem sie fahren bzw. gefahren 
werden könnten.

8.3	 In wie vielen Fällen wurde in den vergangenen zehn Jahren eine Befreiung 
von den Rundfunkgebühren gewährt?

Die Voraussetzungen für die Befreiung sind in § 4 Abs. 1 Rundfunkbeitragsstaatsver­
trag (RBStV) geregelt. Das einzige dort enthaltene schwerbehindertenrechtliche An­
knüpfungsmoment ist das Merkzeichen „TBl“, über welches am 31.12.2018 in Bayern 
154 Personen verfügten.

Nach § 4 Abs. 2 RBStV können ferner Personen mit Merkzeichen „RF“ die Ermäßi­
gung des Rundfunkbeitrags auf ein Drittel beantragen. Am 31.12.2018 stand in Bayern 
126.771 Personen das Merkzeichen „RF“ zu. Die 154 Personen mit Merkzeichen „TBl“ 
sind darin enthalten.

Die Befreiung vom Rundfunkbeitrag nimmt der „ARD ZDF Deutschlandradio Bei­
tragsservice“ vor. Der Staatsregierung liegen daher keine näheren Erkenntnisse über 
die Anzahl der Befreiungen oder Ermäßigungen von den Rundfunkgebühren vor.


